Staat und Verteilung 3


§ 3 Eine erste normative Beurteilung privaten Umverteilungshandelns aus gesamtgesellschaftlicher Sicht

1. Pareto-Optimalität privater Umverteilung im 2-Personen-Fall

Annahmen: 

- 2 Individuen:
 r (reich)

a (arm)

· r hat in der Ausgangssituation, selbst aus eigener Sicht, unangemessen viel Einkommen, a dagegen zu wenig

· beide haben eine auf hohes eigenes Einkommen gerichtete Verteilungspräferenz:
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( das Gesamteinkommen beider ist exogen vorgegeben und konstant:
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Abbildung 1
In Abb. 1 sind die Indifferenzkurven-Systeme beider Individuen, jeweils repräsentiert durch eine einzige Indifferenzkurve, einander gegenübergestellt.

Wobei:

Rote Linie ( Budgetlinie bzw. Transformationsgerade für individuelle Umverteilungsaktionen

Blaue Linie ( Gleichverteilungslinie mit Pgl als Punkt der Gleichverteilung bei dem gegebenen Einkommen

Uk ( Indifferenzkurven des k (des jeweiligen Entscheidungssubjekts)

Pk ( individuelles Verteilungsoptimum des k

A rPr ( Bereich der freiwilligen Umverteilung des r

A r ( Ausgangssituation: der Reiche hat alle; der Arme nichts
Ergebnis:

Die Ausgangssituation A r ist für r suboptimal, denn r kann sein Wohlfahrtsniveau durch freiwillige Einkommenstransfers von A r in Richtung seines individuellen Verteilungsoptimums Pr verlagern.

R bietet also a Einkommenstransfers (entlang der Budgetgeraden bzw. Transformationslinie) an.

A wird annehmen denn dadurch verbessert sich auch sein Wohlfahrtsniveau.

( der freiwillige Transfer somit effizienzsteigernd im paretianischen Sinn

jede weitere Umverteilung des r über Pr verbessert nur noch a, aber nicht mehr r ( freiwillig also nur noch bis Pr ( individuelles Verteilungsoptimum
Pr auch ein gesellschaftliches Verteilungsoptimum im Sinne des Pareto-Kriteriums, denn nicht mehr möglich einen besser zu stellen ohne einen anderen schlechter zu stellen

Dieses Gedankenexperiment auch über a von Aa aus durchführbar ( zu Pa 
( Strecke PrPa ist der Ort aller pareto-optimalen Verteilungssituationen

Distributive Optimalität im Sinne des Pareto-Kriteriums heißt: Es ist nicht mehr möglich, mit Hilfe der Umverteilung die Verteilungsvorstellungen einer Person stärker durchzusetzen, ohne die Durchsetzung der Verteilungsvorstellungen einer anderen Person zu beeinträchtigen; es gelingt nicht mehr, einer Person einen distributiven Präferenzgewinn zu verschaffen, ohne einer anderen Person einen distributiven Präferenzverlust zuzufügen.

Insgesamt kann man also sagen, dass privates Umverteilungshandeln im Sinne des Pareto-Kriteriums tendenziell effizient sei. 

Ergänzung zu Effizienzaussagen der Mikro Theorie, die sich mit allokativer Effizienz des Marktes beschäftigt
2. Distributive Externalitäten auf Seiten Dritter
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Abbildung 2
Annahme: 

Es existiert eine dritte Person h die den Umverteilungsvorgang zwischen a und r aus Abb. 1 beurteilt.

Die entsprechenden Verteilungspräferenzen des h sind durch die grüne Indifferenzkurve repräsentiert.

Sie tangiert die Budgetlinie in Ph, dem partiellen individuellen Verteilungsoptimum des h, bezogen auf die Einkommensaufteilung zwischen a und r.

Ergebnis:

Das in Abb. 1 beschriebene Umverteilungshandeln des Individuums r fördert die distributive Effizienz in diesem Fall nur von der Ausgangssituation A r bis zur Verteilungssituation Ph.

Der Teil des Transfers, der von Ph nach Pr führt, ist im Sinne des Pareto-Kriteriums nicht mehr effizienzförderlich, da er h Präferenzeinbußen bereitet.

· Nächste Situation mit einem Dritten:
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Abbildung 3
In Abb. 3 liegt das individuelle Verteilungsoptimum des h, bezogen auf die Einkommensverteilung zwischen a und r bei Ph also links oberhalb des Optimums von r.

Ein verschieben von der Ausgangssituation A r nach Pr fördert zwar die distributive Effizienz im paretianischen Sinn, jedoch ist das individuelle Verteilungsoptimum des r kein gesellschaftliches Verteilungsoptimum im Sinne des Pareto-Kriteriums mehr.

Das hängt damit zusammen, dass in Abb. 3 das Einkommensniveau des h implizit konstant gehalten wird, h sich als annahmegemäß nicht an dem Transfer zugunsten des a beteiligt. Die Budgetlinie gibt ja nur das zwischen den beiden Individuen a und r aufteilbare Gesamteinkommen an; das Einkommen des h ist in dieser Größe nicht enthalten. Wenn Individuum h ein Interesse daran hat, dass r mehr zugunsten von a umverteilt, als der Strecke PrA entspricht, müsste es Rationalerweise bereit sein, sich an weiteren Transfers des r zu beteiligen. Diese Beteiligung würde aber die Transformationsverhältnisse für r ändern:

Mit jeder Mark, die r zusätzlich zu dem bereits geleisteten Transfers hergebe, erhielte r wegen der Transferbeteiligung des h mehr als eine Mark.
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Abbildung 4
In Abb. 4 wird deutlich, dass die Transformationsgerade des r steiler verläuft, sobald sich der h an dem Transfer beteiligt. Dies geschieht, so wird in Abb. 10 angenommen, erst an der Stelle, wo r seine freiwillige Transfertätigkeit ohne eine Beteiligung des h beenden würde, also in Punkt Pr. Das individuelle Verteilungsoptimum des r liegt aufgrund des Beteiligungsangebotes des h und der dadurch veränderten Transformationsverhältnisse in Punkt P‘r statt in Punkt Pr. Dort ist die Verteilungssituation für alle drei Personen vorteilhafter als in Punkt Pr : r hat gemäß Abb. 4 ein höheres Wohlfahrtsniveau erreicht; der schlecht gestellte a erhält einen höheren Einkommenstransfer und ist ebenfalls besser gestellt; schließlich ist auch h besser gestellt, sonst würde er sich nicht beteiligen.

· Im allgemeinen muss damit gerechnet werden, dass dritte Personen externe Verteilungspräferenzen gegenüber der Einkommensaufteilung zwischen Transfergeber und Transfernehmer hegen. Verteilungsgerechtigkeit muss daher als ein öffentliches “Gut“ bezeichnet werden. Es hat einen öffentlichen Charakter. Selbst wenn das individuelle Entscheidungssubjekt versucht, diese externen Verteilungspräferenzen Dritter aus Gründen distributiver Fairness mit zu berücksichtigen, wird es sie wohl kaum richtig zu erfassen vermögen. Nicht kooperierendes individuelles Umverteilungshandeln ist daher distributiv nur begrenzt effizient. Es ist nicht gesichert, dass es ein Pareto-Optimum der Einkommensverteilung erreicht.

Demgegenüber deuten die Überlegungen aus Abb. 4 an, dass auch hier die Aussagen des aus der Allokationstheorie bekannten Coase-Theorems gelten. Verhandlungen zwischen potentiellen Transfergebern können zur Internalisierung der externen Drittpräferenzen und zu einer effizienten Lösung des Umverteilungsproblem führen. Dabei ist die Lösung nicht eindeutig. Sie kann mehr zu Gunsten des einen oder des anderen Verhandlungspartners ausfallen. In Hinsicht darauf ist jeder daran interessiert, den anderen Verhandlungspartner mit seinem Transfer den ersten Umverteilungsschritt machen zu lassen, und es kann sein, dass dieses strategische Zuwarten das Erreichen einer effizienten Lösung hemmt. Solange die Verhandlungsvorteile jedoch nicht voll ausgeschöpft sind, besteht ein weiterer Verhandlungsanreiz und damit eine Tendenz zum Überwinden der genannten Effizienzhemmung.
3. “Imperfections“ infolge großer Zahl und Anonymität der Gesellschaftsmitglieder

Ausprägungen:

Die distributive Effizienz des privaten Umverteilungshandelns ist auch einer Reihe von imperfections unterworfen, die sich aus der großen Zahl und Anonymität der am Transferprozess direkt oder indirekt beteiligten Gesellschaftsmitglieder ergeben:

Das Coase-Theorem gilt bekanntlich nur für den Klein-Gruppen-Fall. Es gilt nicht, wenn es um Verhandlungen zwischen einer großen Zahl von Personen geht, da mit zunehmender Personenzahl die Verhandlungskosten steigen und irgendwann eine prohibitive Höhe erreichen. Insofern wird die oben angesprochene Ineffizienz eines nicht kooperierenden individuellen Umverteilungshandelns durch privates Verhandeln nicht in dem Umfang beseitigt, wie es bei einem Nicht-Anfallen dieser Verhandlungskosten der Fall wäre.

Die Fähigkeit, sich mit der Verteilungssituation anderer Menschen zu identifizieren und deren Verteilungsansprüche wahrzunehmen, ist psychisch begrenzt und nimmt mit steigender Personenzahl und steigender Anonymität ab. Das individuelle Entscheidungssubjekt ist daher geneigt, seine distributiven Präferenzen allein für die Verteilungsverhältnisse im persönlichen Umfeld zu formulieren und entsprechend seine Transferentscheidung allein auf diesen Bereich zu richten. Ein solches Verhalten ist verständlich, aber es ist normativ nicht gerechtfertigt. Soziale Distanzen führen also zu einer normativen Verkürzung der Verteilungspräferenzen, die man deswegen als meritorisch verzerrt bezeichnen kann.

Es ist dem individuellen Entscheidungssubjekt ferner unmöglich, die Situation einer sehr großen Personenzahl mit Transfers aus dem eigenen Einkommen materiell wirksam zu verbessern. Die so bewirkte Anpassung an die gewünschten Einkommensrelationen würde in der Hauptsache über die Minderung des eigenen Einkommens, weniger über die Erhöhung des den Empfängern zufallenden Einkommens erfolgen. Von daher liegt ein Verhalten nahe, dass auf ein Verstecken statt auf ein Hergeben des eigenen Reichtums hinausläuft.

Schließlich verursachen die Überwindung der oben genannten sozialen Distanzen psychische und die Durchführung eines weit verzweigten Transferprozesses finanzielle Kosten, die einem individuellen Umverteilungshandeln schnell unüberwindliche Grenzen setzen.

Gegentendenzen:

Auf der anderen Seite existieren innerhalb des privaten Sektors Institutionen, die darauf abzielen, den genannten “imperfections“ wirksam zu begegnen:

Gesellschaftsmitglieder mit komplementären oder gleichförmigen Verteilungspräferenzen schließen sich zu distributiven Zweckverbänden zusammen, die eine ähnliche Funktion wie die privaten Clubs und Verbände in der Theorie öffentlicher Güter haben. Das können Gruppen sein, die über interne Transfers einen Einkommensausgleich unter den Gruppenmitgliedern vornehmen. Das können Gruppen potentieller Transferempfänger oder Transfergeber sein, die der kollektiven Artikulation und Realisierung der gemeinsamen Verteilungspräferenzen nach außen dienen. Unter Umständen handelt es sich um Angriffs- oder Abwehrgruppen im Verteilungsstreit.

Außerdem können sich private Hilfsorganisationen geschäftsmäßig in den privaten Transferprozess einschalten und dessen Information- und Durchführungskosten gering halten. Auch das könnte die distributive Effizienz freiwilliger Umverteilung fördern. Allerdings bleibt hier ein Kontrollproblem in der “pricipal-agent“-Beziehung zwischen dem individuellen Transfergeber und der Hilfsorganisation bezüglich der vereinbarten Abwicklung des Transferprozesses. Das rechtfertigt, derartige Hilfsorganisationen strengen Publizitätspflichten zu unterwerfen, wenn sie öffentlich tätig werden bzw. einen öffentlich-rechtlichen Charakter genießen wollen.
4. Präferenztheoretische Konsequenzen aus dem normativen Ungenügen

Wenn große Personenzahl, soziale Distanzen und daraus resultierende Anonymität zu einer Verkürzung der individuellen Verteilungspräferenzen auf das persönliche Umfeld führen, gelten die personell voll ausdifferenzierten Verteilungspräferenzen von Präferenzfunktion
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offensichtlich nur noch für die Gesellschaftsmitglieder im persönlichen Umfeld des k.

Das Ungenügen dem Anspruch der allgemeinen Gerechtigkeitsnormen gegenüber veranlasst k jedoch, einen zusätzlichen Typ von Verteilungspräferenzen zu entfalten.

Dieser Typ bezieht sich nicht mehr auf konkrete Einzelpersonen, über deren Situation aufgrund bestehender persönlicher Beziehungen Informationen vorliegen, sondern auf verteilungsmäßig relevante gesellschaftliche Personenkategorien, die in der Welt ohne Produktion durch Bedürftigkeitstatbestände abgegrenzt werden und ganz allgemein jede beliebige Person umfassen können. 

Diese Verteilungspräferenzen könnten in einem anderen als dem von Musgrave gemeinten, güterspezifischen Sinn als kategoriale Verteilungspräferenzen bezeichnet werden. Man könnte sie auch in einem spezifischen Sinn(Anonymität) als öffentlich bezeichnen.

Diesen, auf abstrakte Personengruppen ausgerichteten, Verteilungspräferenzen sind für die praktische Ausgestaltung der staatlichen Finanzpolitik von direkter Bedeutung und werden in § 7 ausführlich besprochen.

Ein Bsp. für derartige Präferenzen sind Präferenzen, die sich im Sinne eines gesellschaftlichen “Generationenvertrages“ auf die Verteilung zwischen den Mitgliedern der erwerbsfähigen, jungen Generation und den Mitgliedern der aus dem Erwerbsprozess zurückgezogenen, alten Generation richten. Die entsprechende Präferenzfunktion würde bei Vernachlässigung aller personengebundenen Verteilungspräferenzen etwa so lauten:
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wobei:

na = Zahl der Mitglieder in der alten Generation

nj = Zahl der Mitglieder in der jungen Generation

Ya = Durchschnittseinkommen der alten Generation

Yj = Durchschnittseinkommen der jungen Generation

In der Literatur vor allem das Beispiel, wonach derartige anonyme Präferenzen auf bestimmte Zustände der gesamtgesellschaftlichen Verteilungsstruktur beziehen

( könnte sich also auf die Ungleichmäßigkeit der gesellschaftlichen Einkommensverteilung erstrecken
(4)
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Streumaß für die interpersonellen Einkommensverteilung in der Gesamtgesellschaft ( z.B. Standardabweichung)

Für beide Bsp. besteht allerdings die Schwierigkeit einer überzeugenden normativen Begründung.

An dieser Stelle der Theorieformulierung wird das Phänomen der auf abstrakte Personengruppen bezogenen Verteilungspräferenzen jedoch vorerst wieder ganz außer acht gelassen. Weiterhin wird ganz allgemein Präferenzfunktion (8) des vorherigen § benutzt, um den Entwicklungsprozess der normativen Theorie vorzuführen. Aus heuristischen Gründen wird also angenommen, die genannten “imperfections“ seien unwirksam und die Verteilungspräferenzen des k reichten personell voll ausdifferenziert über die Gesamtheit der Gesellschaftsmitglieder. 

5. Distributive Unzulänglichkeiten des Pareto-Kriteriums

Das Kriterium der distributiven Effizienz stellt auf möglichst effiziente Realisierung der gegebenen individueller Verteilungspräferenzen ab.

Dabei werden diese individuellen Verteilungspräferenzen selbst nicht auf ihre Übereinstimmung mit übergeordneten Gerechtigkeitsnormen überprüft.
Wenn diese Präferenzen nach Rasse, Geschlecht oder Religion diskriminieren, wird das von der Pareto-Norm her als unerheblich angesehen.

Ebenso wenn die Präferenzen egoistisch verzerrt sind ( die distributiven Optimalvorstellungen von Transfergeber und Transferempfänger weichen dann stärker voneinander ab ( der Bereich zwischen den Optima fällt größer aus siehe Abb. 1

Das Pareto-Kriterium steckt also die Menge der als optimal angesehenen Verteilungssituationen wegen sonst fehlender Unterscheidungsmöglichkeiten in einem normativen Sinn unangemessen weit ab. Die Beschränkung auf eine effiziente Realisierung gleich wie strukturierter Verteilungspräferenzen konstituiert also eine normative Schwäche des Kriteriums.

Die normative Schwäche wird besonders in einem Fall deutlich:

Es verleiht einer einzigen dritten Person den Charakter eines distributiven Vetorechts

Der wichtigste Aspekt ist jedoch:

Die Geberpräferenzen haben einen dominierenden Einfluss.

Auf die genaue Bestimmung der Verteilungslösung innerhalb seines generellen Zustimmungsbereiches (Abb. 1) hat der Transferempfänger keinen Einfluss, er kann nur Zustimmung signalisieren

Insoweit wird eine grundlegende Norm verletzt: dass an der gesamtgesellschaftlichen Abstimmung der individuellen Verteilungspräferenzen die Verteilungspräferenzen aller Individuen in gleicher Weise marginal wirksam beteiligt sein sollten.

Doch bei aller Unzulänglichkeit weist das paretianische Kriterium auch wichtige Vorzüge auf: Es erweist sich als ausgesprochen operational, da es auf keine kardinale Wohlfahrtsmessung abstellt. Außerdem dient es als ein wichtiges Vorkriterium bei der Beurteilung und Auswahl anderer distributiver Entscheidungsprinzipien. Beide Vorzüge zeigen sich im folgenden deutlich.

6. Verteilungsgerechtigkeit als meritorisches Gut

wenn der normativer Gehalt des Kriteriums genauer betrachtet ( Ergebnis:
Im 2-Personen-Modell von Abb. 1 sind alle Verteilungslösungen außerhalb der Teilstrecke Pa Pr distributiv suboptimal. Sie werden von keinem gutgeheißen und kann damit in dem Theorie-immanenten, vordergründigen Sinn als ungerecht bezeichnet werden. Distributive Ineffizienz im paretianischen sinne deutet somit auf Ungerechtigkeit. 

( Diese Aussonderung derartiger interpretierbarer Verteilungslösungen kann als die eigentliche normative Leistung des paretianischen Kriteriums der distributiven Effizienz angesehen werden.

( paretianische Kriterium sagt demnach etwas über Gerechtigkeiten aus

weiter prüfen:

Ragt eine Verteilungslösung heraus? Im Innenbereich einschließlich Pa Pr den beiden individuellen Verteilungsoptima

Sie können nicht beide zugleich mit der gesuchten eigentlichen Lösung übereinstimmen.

Die Gerechtigkeit ist eine und verlangt Allgemeingültigkeit gegenüber jedem.

Es liegt daher der Schluss nahe, dass, wenn beide vorgeben, in ihrem Optimum die eigentliche, gerechte Lösung anzustreben, die Präferenz zumindest eines der beiden, wahrscheinlich aber beider verzerrt sind. 

Der gleiche Sachverhalt, auf den die Behauptung verzerrter Präferenzen im Falle des Vorliegens meritorischer Güter abstellt. ( wie dort bestünde daher die Lösung des Problems darin, dass die eigentlich gerechte Verteilungslösung gesucht werden muss, und zwar in einer möglichst wenig autoritären Weise. D.h. praktisch, dass die Individuen einen optimalen Kompromiss zwischen ihren subjektiven Verteilungsvorstellungen aushandeln und sich diesem unterwerfen.

Greift aber auch auf die vorgegebenen Verteilungspräferenzen zurück

Wenn sie eine Kompromisslösung zur ethischen Norm erhebt und Unterwerfung der Individualpräferenzen verlangt, bietet sie damit jedoch einen Lösungsvorschlag an, der für die Formulierung einer umfassenderen Gerechtigkeitstheorie von allgemeiner Bedeutung ist.

7. Definition privater und öffentlicher Verteilungsziele bzw. Gerechtigkeitsziele

a) private versus öffentliche Verteilungsziele

Hegen Dritte bezüglich der Einkommensverteilung zwischen Transfergeber und Transferempfänger keine externen Verteilungspräferenzen, liegt ein rein privater Verteilungsproblem vor.

Dadurch, dass hinsichtlich der Verteilung zwischen Transfergeber und Transferempfänger externe Verteilungspräferenzen auf Seiten Dritter auftreten, gewinnt das Verteilungsproblem zusätzlich einen öffentlichen Charakter.

Die Lösung des Problems ist dann ein sowohl privates wie öffentliches Verteilungsziel. Das entspricht in etwa der Sichtweise des Zivilrechts. Die Erbschaft wird im Bürgerlichen Gesetzbuch z.B. als ein privates Rechtsgeschäft angesehen, das jedoch übergeordneten Rechtsvorstellungen wie der gesetzlichen   Pflichtteilsregelung unterworfen ist.

In Analogie zum Begriff des rein öffentlichen Gutes lässt sich auch der Begriff eines rein öffentlichen Verteilungszieles konzipieren. In diesem Fall richten sich die Verteilungspräferenzen nicht auf die einkommensmäßige Ausstattung bzw. die verteilungsmäßige Position konkreter Einzelpersonen. Vielmehr beziehen sie sich auf die Verteilung zwischen abstrakten Personenkategorien oder  auf einen allgemeinen Zustand der gesamtwirtschaftlichen Einkommensverteilung.

Die vorgenommene Unterscheidung privater und öffentlicher Verteilungsziele deckt sich nicht vollständig mit der allokationstheoretischen Unterscheidung privater und öffentlicher Güter. Die Unterscheidung privater und öffentlicher Verteilungsziele wird logisch etwas anders begründet. Sie ist auch nicht völlig trennscharf. In der Regel muss damit gerechnet werden, dass ein rein öffentliches Verteilungsziel auch die Einkommenspositionen bzw. –relationen im persönlichen Umfeld des Entscheidungssubjekts erfasst, so dass die Verfolgung des Ziels auch die Realisierung privater Verteilungsziele berührt. Eine gegenseitig Unabhängigkeit rein privater und rein öffentlicher Verteilungsziele besteht insofern nur asymptotisch mit zunehmender Größe der Gesamtgesellschaft.

Zieht man zur Definition öffentlicher Verteilungsziele an Stelle der distributiven Externalitäten das in der Allokationstheorie verwendete Zusatzkriterium einer Nicht-Geltung des Ausschlussprinzips heran, scheine Verteilungsziele immer öffentliche Verteilungszeile zu sein.

Ein Dritter kann an der präferenzmäßigen Beurteilung einer Beliebigen individuellen Verteilungsposition oder Verteilungsrelation nie gehindert werden. Doch es gibt im Bereich der distributiven Beurteilung, wie man gleich sieht, normative Ausschlussmechanismen, die nicht ganz wirkungslos sind.

b) Private versus öffentliche Gerechtigkeitsziele

Verteilungsziele sind nicht ex-definition Gerechtigkeitsziele. Das zeigt die Existenz von Verteilungspräferenzen, die auf eine ethisch illegitime Diskriminierung gerichtet sind (Rasse, Religion, Geschlecht etc.). Verteilungspräferenzen dienen der Gerechtigkeit nur insoweit, wie sie sich in Übereinstimmung mit einem ethisch legitimen distributiven Normensystem befinden.

Sind die externen Verteilungspräferenzen Dritter gegenüber den direkt am Transferprozess beteiligten Personen legitim, liegt insoweit ein öffentliches Gerechtigkeitsproblem vor. Sind sie illegitim, liegt allenfalls ein privates Gerechtigkeitsproblem bzw. Gerechtigkeitsziel vor, nämlich das zwischen den unmittelbaren Transferpartnern. Das Verfolgen derartiger Drittpräferenzen ist dann illegitime Einmischung.

Die Abgrenzung zwischen privater und öffentlicher Gerechtigkeit ist selbst wiederum ein ethisches oder Gerechtigkeitsproblem. Sie verläuft zwischen dem Anspruch des einzelnen auf eine Sphäre der Privatautonomie und dem Anspruch der Gesellschaft auf Durchsetzung der Gerechtigkeitsnormen. Die Anerkennung der Privatautonomie, verleiht dem Ausschlussprinzip normativ Gültigkeit: Die Person wird legitimiert, sich fremde Einmischungen und Eingriffe in ihre Privatsphäre zu verbitten – auch soweit sie vom gesellschaftlichen Kollektiv, dem Staat ausgehen.
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